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Vorblatt 


Entwurf eines Seefischerei-Vertragsgesetzes 1971 

(Schriftlicher Bericht des Ausschusses für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten) 


A. Problem 

Die Bundesrepublik Deutschland ist verpflichtet, die Beschlüsse 
der auf Grund internationaler Übereinkommen errichteten 
Kommissionen zur Regelung der Seefischerei im Nordwest- und 
Nordostatlantik durchzuführen. Hierfür fehlt es jedoch zum Teil 
an den erforderlichen gesetzlichen Ermächtigungen. Die Zusam- 
menfassung aller nationalen und internationalen Vorschriften 
für die Seefischerei in einem Seefisdiereigesetz läßt sich nach 
Auffassung der Bundesregierung vor Ende der Wahlperiode 
nicht durchführen. 


B. Lösung 

Der Bundesminister für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung die notwendigen 
Maßnahmen zur Regelung der Seefischerei zu treffen. Diese 
Ermächtigung wird in das Gesetz zur Ratifizierung der Ände- 
rungen von Seefischerei-Übereinkommen für den nördlichen 
Atlantik aufgenommen. 


C. Alternativen 

Keine 

Einmütigkeit im Ausschuß 

D. Kosten 

Keine 
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Schriftlicher Bericht 

des Ausschusses für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 

(9. Ausschuß) 

über den von der Bundesregierung vorgelegten Entwurf eines 
Gesetzes zu Änderungen und zur Durchführung der Überein- 
kommen über die Fischerei im Nordwestatlantik und im Nord- 
ostatlantik sowie über weitere Maßnahmen zur Regelung der 
Seefischerei — Seefischerei- Vertragsgesetz 1971 — 

— Drucksache VI/2246 — 


A. Bericht des Abgeordneten Schröder (Sellstedt) 


Der Gesetzentwurf wurde vom Deutschen Bundes- 
tag in seiner 125. Sitzung am 8. Juni 1971 dem 
Rechtsausschuß zur Mitberatung und dem Ausschuß 
für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten feder- 
führend überwiesen. Der Rechtsausschuß hat den 
Gesetzentwurf in seiner Sitzung am 14. Juni, der 
Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
in seinen Sitzungen am 9. und 16. Juni 1971 beraten. 

Zu Artikel 1 

Gegenstand der Vorschrift ist die Ratifizierung 
folgender von der Bundesrepublik Deutschland Un- 
terzeichneter völkerrechtlichen Vereinbarungen: 

1. das Protokoll vom 1. Oktober 1969 zum Inter- 
nationalen Übereinkommen über die Fischerei im 
Nordwestatlantik, 

2. das Protokoll vom 6. Oktober 1970 zum Inter- 
nationalen Übereinkommen über die Fischerei im 
Nordwestatlantik, 

3. der von der Kommission für die Fischerei im 
Nordostatlantik am 6./11. Mai 1970 gebilligte 
Vorschlag zur Ergänzung des Übereinkommens 
über die Fischerei im Nordostatlantik. 

Bei dem Protokoll vom 1. Oktober 1969 wird die 
Repräsentanz der Mitgliedstaaten in den Regional- 
ausschüssen des Nordwestatlantiks den tatsäch- 
lichen Verhältnissen auf den Fanggründen ange- 


paßt, so daß nunmehr die Mitgliedstaaten auf der 
Grundlage der jeweiligen Ausnutzung jedes Fisch- 
bestandes in den Ausschüssen vertreten sein wer- 
den. Ferner soll künftig anstelle des Katalogs zu- 
lässiger Maßnahmen der Internationalen Kommis- 
sion für die Fischerei im Nordwestatlantik eine 
Generalklausel dahin treten, daß die Kommission 
geeignete Vorschläge machen kann für die best- 
mögliche Nutzung der Fischbestände. 

Das Protokoll vom 6. Oktober 1970 erleichtert das 
Inkrafttreten von Änderungen des Übereinkom- 
mens. 

Der im Mai 1970 gebilligte Vorschlag ermöglicht 
der Kommission für die Fischerei im Nordostatlan- 
tik, in diesem stark befischten Ozeangebiet den 
Fischfang mengenmäßig zu beschränken und den 
zulässigen Gesamtfang nach Quoten auf die Mit- 
gliedstaaten zu verteilen. 

Zu Artikel 2 und 3 

Das geplante Seefischereigesetz, in dem alle na- 
tionalen und internationalen Vorschriften für die 
Seefischerei zusammengefaßt werden und die not- 
wendigen Ermächtigungen zum Erlaß von Durch- 
führungsverordnungen enthalten sein sollten, kann 
von der Bundesregierung wegen der Fülle der zu 
erfassenden Einzelbestimmungen den gesetzgeben- 
den Körperschaften nicht vor Ende dieser Wahl- 
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Periode vorgelegt werden. Die Bundesregierung 
Deutschland ist jedoch völkerrechtlich verpflichtet, 
die Beschlüsse der aufgrund internationaler Über- 
einkommen errichteten Kommissionen zur Rege- 
lung der Seefischerei im Nordwest- und Nordost- 
atlantik durchzuführen. Hierzu und zur Durchfüh- 
rung der erforderlichen Maßnahmen zur Erhaltung 
der Fischbestände, die vom Bundesminister für Er- 
nährung, Landwirtschaft und Forsten im Wege der 
Rechtsverordnung zu treffen sind, fehlt es bisher an 
der gesetzlichen Ermächtigung. Diese wird nunmehr 
in den vorliegenden Artikeln niedergelegt. 

Zu Artikel 4 

Durch diese Vorschrift werden die Fischereischutz- 
organe der Bundesrepublik und, soweit die Gegen- 
seitigkeit verbürgt ist, die besonders bevollmäch- 
tigten Kontrollbeamten der Fischereiaufsichtsdienste 
der Vertragsstaaten der internationalen Fischerei- 
übereinkommen ermächtigt, auf hoher See auch 
Fischereifahrzeuge anderer Staaten zu kontrollie- 
ren, um die Überwachung der Einhaltung der See- 
fischerei-Regelungen zu sichern. 


Im übrigen wird wegen der Einzelheiten auf die 
Begründung des Gesetzentwurfs — Drucksache 
W2246 — ^ S. 4 f. — verwiesen. 

Der Ausschuß vermochte der Empfehlung des 
Rechtsausschusses nicht zu folgen, zu Artikel 2 
Abs. 2 Nr. 4 imd Abs. 3 den Ausschuß für Wirt- 
schaft um eine gutachtliche Stellungnahme zu bit- 
ten. Die wirtschaftlichen Aspekte der innerstaat- 
lichen Durchführung möglicher Fangbeschränkungen 
können vom federführenden Ausschuß selbst ge- 
prüft werden und sind auch geprüft worden. Ver- 
tretbare Alternativen haben sich nicht ergeben. 

Der Ausschuß hat sich jedoch vorbehaltlos der 
weiteren Empfehlung des Rechtsausschusses ange- 
schlossen, die Bundesregierung aufzufordern, als- 
bald dem Bundestag den Entwurf eines Seefischerei- 
gesetzes zuzuleiten. 

Namens des Ausschusses für Ernährung, Land- 
wirtschaft und Forsten bitte ich das Hohe Haus, den 
Gesetzentwurf unverändert anzunehmen und die 
Bundesregierung zur alsbaldigen Vorlage des Ent- 
wurfes eines Seefischereigesetzes aufzufordern. 


Bonn, den 16. Juni 1971 


Schröder (Sellstedt) 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

1. den Gesetzentwurf — Drucksache W2246 — 
unverändert anzunehmen, 

2. die Bundesregierung zu ersuchen, den Entwurf 
eines Seefischereigesetzes dem Bundestag als- 
bald zuzuleiten. 


Bonn, den 16. Juni 1971 


Der Ausschuß für Ernährung, Landwirtsdiaft und 
Forsten 


Dr. Schmidt (Gellersen) 

Vorsitzender 


Schröder (Sellstedt) 

Berichterstatter 
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